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In Schulbussen ist
Abstand schwierig

BAYREUTH. Getrennte Pausen, lange Pha-
sen mit offenen Fenstern und Unterricht mit
Maske. In den Schulen gibt es strenge Co-
rona-Regeln, die in manchen Schulbussen ad
absurdum geführt werden. asch/Ô Seite 9

STANDPUNKT

Oberfranken
auf dem Podest
Zur Verleihung des Deutschen

Zukunftspreises in der nächsten Woche

Ü ber die fruchtbare Zusammenarbeit
von Wirtschaft und Wissenschaft wird

viel theoretisiert. Ein besonderes Beispiel
dafür, dass dies tatsächlich gut gelingen
kann, liefert nun die Region. Das Unter-
nehmen Maxit, ein Baustoffhersteller aus
Azendorf im Landkreis Kulmbach, ist mit
einer spritzbaren Ge-
bäudedämmung, die zu-
sammen mit der Univer-
sität Bayreuth und einem
weiteren Unternehmen
entwickelt wurde, für
den renommierten
Deutschen Zukunftspreis
nominiert worden.

Drei Teams stehen
oben auf dem Podest,
eines davon wird am
Mittwoch der Sieger
sein. Allein die Nomi-
nierung für diesen elitä-
ren Kreis ist kaum hoch genug zu bewerten.
In der kleinen Ortschaft Azendorf wurde
eine große Idee geboren, die auch schon
ihren Weg in den Markt gefunden hat und
einen durchaus nennenswerten Beitrag zum
Einsparen von Energie leisten kann. Dem
Unternehmer winken gute Geschäfte, aber
auch für die Umwelt kann die neue Däm-
mung ein Segen sein.

Oberfranken zeigt wieder einmal, dass
kreative Köpfe nicht nur in Hamburg,
München oder der US-Westküste sitzen.
Weil Trommeln zum Geschäft gehört und
gute Nachrichten oft leider zu schnell ver-
gessen werden, wollen wir uns noch wün-
schen: Das Selbstbewusstsein der Region
darf mit der Nominierung für den Zu-
kunftspreis gerne noch etwas wachsen.

Ô Seite 2
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... aber Merkels Weihnachtsbaum ist sicher

Wie werden wir Weihnachten feiern? Nix ist fix. Aber Christbäume wird es geben.
Auch im Kanzleramt. Die Rotfichte, die Angela Merkel bald bewundern kann, ver-
lud der hessische Waldbesitzerverband für die Fahrt nach Berlin. Dort wird eine Ver-

längerung des Lockdowns diskutiert. Unterdessen wachsen die Hoffnungen, dass
in der zweiten Dezemberhälfte ein Impfstoff zugelassen werden könnte. Das wäre
dann ein echtes Weihnachtsgeschenk. Foto: Sven Pförtner/dpa/Ô Seite 7

Beamte sollen Rentenbeiträge bezahlen
Die CDU denkt über eine neue Form der Rentenfinanzierung ab 2030 nach

BERLIN
VonBernhardWalker

Beamte, die im Jahr 2030 jünger als 30
sind, sollen in die gesetzliche Rentenver-
sicherung (GRV) einbezogen werden. So
steht es in einem Konzept des Fachaus-
schusses für Soziales der CDU. Der CDU-
Abgeordnete Peter Weiß betont, dass es
sich um eine „Arbeitsvorlage von Refe-
renten“ handele, über die der Ausschuss
noch nicht abschließend beraten habe.

Unter der Überschrift „Wir wollen eine
funktionierende Rente für alle“ weist das
Konzept darauf hin, dass es heute für
Selbstständige, Berufe mit eigenen Ver-
sorgungswerken und Politiker verschie-

dene, von derGRVunabhängigeAlters-Si-
cherungssysteme gebe: „Die Rentensys-
teme jenseits der GRVwerden von der Be-
völkerung als Privilegien betrachtet, an
denen sie nicht teilnehmen können.“ Des-
halb sei es für die CDU „vorstellbar“, die
GRV in eine Erwerbstätigenversicherung
weiterzuentwickeln: „Dabeiwollenwirals
ersten Schritt ab 2030 die Personen unter
30 Jahren, die als Beamte, Selbstständige
oder Politiker tätig sind oder werden, in
die GRV integrieren. Alle, die älter sind,
bleiben in ihren bisherigen Versorgungs-
werken.“ Die Nettogehälter der Beamten
dürften im Zuge der Einbeziehung in die
GRVnicht sinken.Hintergrund:Wärendie
Beamten in der GRV, müssten sie aus

ihrem Einkommen Beiträge an die Ren-
tenkasse abführen.

Lob für den Vorstoß aus den Reihen der
CDU kommt vom SPD-Bundestagsabge-
ordneten Martin Rosemann: „Die SPD ist
schon seit Langem für eine Erwerbstäti-
genversicherung, in die alle Beschäftigten
solidarisch einzahlen. Wenn die CDU das
jetzt auch will, können wir sofort darüber
verhandeln“. Aus Sicht des Linken-Bun-
destagsabgeordneten Matthias Birkwald
ist der Vorschlag richtig, aber nicht ehr-
geizig genug: „Ich begrüße das erstmalige
und klare Bekenntnis aus Kreisen der CDU
zu einer Erwerbstätigenversicherung. Es
zeugt aber nicht von Entschlossenheit,
wennmandamit erst 2030beginnenwill.“

Der Kampf ums nackte Überleben
Selbstständige leiden unter dem Teil-Lockdown besonders – Viele profitieren kaum von Staatshilfen

BAYREUTH/HOF/COBURG
Von Michael Ertel

Überbrückungshilfe, Novemberhilfe,
Neustarthilfe: Wirtschaftliche Unterstüt-
zungsmaßnahmen des Staates in der Co-
rona-Pandemie gibt es mittlerweile ei-
nige – doch bei vielen Kleinbetrieben
kommen die so dringend benötigten Fi-
nanzspritzen nur zögerlich oder gar nicht
an. „Vor allem die Soloselbstständigen
sind bisher durch das Raster gefallen“,
kritisiert Frank Bernard, Geschäftsfüh-
rer desBundesderSelbstständigen (BdS)
in Oberfranken.

Der Verband spricht von einer „ka-
tastrophalen wirtschaftlichen Lage“ vie-
ler kleinerer Unternehmen – insbeson-
dere jener, die seit Anfang November
durch den Teil-Lockdown erneut von Be-
triebsschließungen betroffen sind. In
diesen Branchen – beispielsweise Gast-
stätten, Kosmetik- und Fitnessstudios,
Massagepraxen, Event- und Konzertver-
anstalter – erwarte man jetzt einen Um-
satzrückgang in diesemMonat von 76,69
Prozent im Vergleich zum November des
Vorjahres. „Ebenso besorgniserregend
ist, dass über 80 Prozent dieser Unter-

nehmen die wirtschaftliche Lage als
schwer oder existenzbedrohend bewer-
ten.“ Dies sei ein „schrilles Alarmsi-
gnal“.

Die Zahlen gehen auf eine branchen-
übergreifende Blitzumfrage des BdS-Ge-
werbeverbands Bayern von dieser Wo-
che unter knapp 1200 Unternehmen zu-
rück. Demnach verdüstert sich sogar die
Situation auch jener Selbstständiger, die
im November ihren Betrieb am Laufen
halten dürfen. Dort gehe man vergli-
chen mit dem Vorjahreszeitraum von
einem Umsatzrückgang von 42,68 Pro-
zentaus.FasteinFünftel sprichtvoneiner
existenzbedrohenden Lage.

Harsche Kritik übt der Bundder Selbst-
ständigen an den sogenannten „Novem-
berhilfen“, die den von der Schließung
betroffenenUnternehmen75Prozentdes
Umsatzes (gemessen am November
2019) ausgleichen sollen. „Es ist be-
zeichnend, dass man Unternehmen über
Nacht schließen, aber jetzt seit drei Wo-
chen kein Antragsformular auf den Weg
bringen kann.“ Der oberfränkische BdS-
Vertreter Frank Bernard sieht vor allem
in der am 13. November von der Bun-
desregierung beschlossenen Überbrü-

ckungshilfe III für Soloselbstständige le-
diglich einen „Tropfen auf dem heißen
Stein“. Gerade diese hätten von den Di-
rekthilfen des Staates kaum profitiert, da
sie meist nur geringe laufende Betriebs-
kosten geltend machen könnten. „Jetzt
5000 Euro als große Unterstützung zu
verkaufen – an jemanden, der seit März
keine großen Einnahmen hat – ist ein
Witz.“

Hintergrund: Bei den bisherigen Über-
brückungshilfen haben Selbstständige
nur finanzielle Unterstützung bei ihren
Betriebskosten erhalten. Die Einnahme-
verluste – und damit auch der Ver-
dienst der Kleinunternehmer – werden
nicht kompensiert. Damit sie nicht wei-
terhin lediglich Grundsicherung bean-
tragen können, sollen Soloselbststän-
dige nun vom Staat eine „Neustarthil-
fe“ in Höhe von 5000 Euro erhalten, die
auch für den Lebensunterhalt genutzt
werden darf (Laufzeit von Dezember
2020 bis Juni 2021). Die Hilfe kann ab
dem 25. November beantragt werden,
„aber wann sie dann ausgezahlt wird,
steht in den Sternen“, bemängelt Ber-
nard. „Das dauert alles viel zu lang, das
muss schneller gehen.“ Viele Selbststän-

dige, beispielsweise in der Eventbran-
che oder der Gastronomie, würden sich
bereits mit anderen Jobs über Wasser
halten. „Das geht vielleicht noch bis En-
de des Jahres gut,“, dann drohe vielen
die Privatinsolvenz.

Starke Einschnitte in die oberfränki-
scheWirtschaft registrieren auch die bei-
den Industrie- und Handelskammern im
Regierungsbezirk, die IHK für Ober-
franken und Bayreuth und die IHK zu Co-
burg. Laut einer am Freitag veröffent-
lichten Blitzumfrage mussten im Be-
reich der Bayreuther Kammer zwölf Pro-
zent der befragten Unternehmen auf-
grund des Teil-Lockdowns schließen, 54
Prozent verzeichnen im Vergleich zum
VorjahrrückläufigeUmsätze.Würdendie
Beschränkungen in den Dezember ver-
längert, sähen neun Prozent die Exis-
tenz ihresUnternehmensgefährdet. „Von
‚Normalität‘ ist unsere Wirtschaft wei-
terhin weit entfernt“, resümiert Haupt-
geschäftsführerin Gabriele Hohenner.

Nach Ansicht der IHK zu Coburg „hat
der Teil-Lockdown die Wirtschaft wie-
der im Griff“. 64 Prozent der befragten
Mitgliedsfirmen berichteten von schwe-
ren Nachfrageeinbrüchen. Ô Seite 6

Hartes CSU-Urteil über
Kulmbacher OB

KULMBACH. Ein hartes Urteil fällt CSU-Stadt-
rat Brehm über SPD-Oberbürgermeister Ingo
Lehmann im Interview.Wennmanetwasnicht
könne, müsseman es lernen. Mit beidem habe
LehmannProbleme. mb/Ô Seite17
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Sie da!
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